
Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 04 | 2017

Daten für die Monate  
12/2017 bis 2/2018

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
USt, LSt = 11.12.17, 10.1.18, 12.2.18
ESt, KSt = 11.12.17
GewSt, GrundSt = 15.2.18

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
USt, LSt = 14.12.17, 15.1.18, 15.2.18
ESt, KSt = 14.12.17
GewSt, GrundSt = 19.2.18

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 12/17 = 27.12.17
Fälligkeit Beiträge 1/18 = 29.1.18
Fälligkeit Beiträge 2/18 = 26.2.18

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

9/16 2/17 5/17 9/17
+ 0,5 % + 2,2 % + 1,4 % + 1,8 %

Für GmbH-Gesellschafter

Geänderte Rechtsprechung zu eigenkapitalersetzenden 
Finanzierungshilfen des Gesellschafters

| Wird ein Gesellschafter im Insolvenzverfahren als Bürge für Verbindlichkeiten 
der Gesellschaft in Anspruch genommen, führt dies nicht mehr zu nachträglichen 
Anschaffungskosten auf seine Beteiligung. Diese Rechtsprechungsänderung des 
Bundesfinanzhofs beruht auf der Aufhebung des Eigenkapitalersatzrechts durch 
das „Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von Miss-
bräuchen (kurz: MoMiG)“. |

Hintergrund

Zu nachträglichen Anschaffungskosten 
einer Beteiligung führten nach bisheri-
ger Rechtsprechung auch nachträgli-
che Aufwendungen auf die Beteiligung. 
Dies war insoweit vorteilhaft, als sich 
dadurch der Veräußerungs- oder Auflö-
sungsgewinn verminderte oder ein ent-
sprechender Verlust erhöhte. 

Nachträgliche Anschaffungskosten nahm 
der Bundesfinanzhof u. a. an 

 • beim Ausfall des Gesellschafters 
mit seinem Anspruch auf Rückzah-
lung eines der Gesellschaft ge-
währten Darlehens oder 

 • bei Zahlung des Gesellschafters 
auf eine Bürgschaft und Wertlosig-
keit des gegen die Gesellschaft ge-
richteten Rückgriffsanspruchs. 

Voraussetzung war, dass die Darlehens-
hingabe oder die Übernahme der Bürg-
schaft durch das Gesellschaftsverhält-
nis veranlasst waren. Für diese Beurtei-
lung war entscheidend, ob die Finanzie-
rungshilfe eigenkapitalersetzend war.

Bei der Höhe der nachträglichen An-
schaffungskosten wurden mehrere Fälle 
unterschieden. So konnte der Nennwert 
des Darlehens relevant sein. Bei einem 
„stehen gelassenen Darlehen“ war in 
der Regel der gemeine Wert in dem Zeit-
punkt maßgeblich, in dem es der Gesell-
schafter mit Rücksicht auf das Gesell-
schaftsverhältnis nicht abzieht; dies 
konnte sogar ein Wert von 0 EUR sein. 

Durch das ab dem 1.11.2008 geltende 
MoMiG wurde das Eigenkapitalersatz-
recht dereguliert. So wurden z. B. die 

Bestimmungen über kapitalersetzende 
Darlehen aus dem GmbH-Gesetz ent-
fernt und im Insolvenzrecht sowie im 
Anfechtungsgesetz neu geregelt.  

Die Neuregelung ist dadurch gekenn-
zeichnet, dass alle Gesellschafterdar-
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Für Unternehmer

Finanzverwaltung wendet das „Geschenke-Urteil“ 
nicht so streng an, wie erwartet!

| Unternehmen können die Einkommensteuer für Geschenke an Geschäftsfreunde 
mit einem pauschalen Steuersatz von 30 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag und Kir-
chensteuer) für den Zuwendungsempfänger übernehmen. Nach einer Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs ist das Unternehmen jedoch nicht zum Betriebsausga-
benabzug berechtigt, wenn die Zuwendung zusammen mit der pauschalen Steuer 
35 EUR übersteigt. Die gute Nachricht ist: Die Finanzverwaltung wendet das Urteil 
nicht so streng an, wie befürchtet. |

Da das Urteil im Bundessteuerblatt ver-
öffentlicht wurde, ist es von den Finanz-
ämtern allgemein anzuwenden. Es 
wurde allerdings auch eine Fußnote mit 
folgendem Inhalt gesetzt: „Die Finanz-
verwaltung wendet die Vereinfachungs-
regelung in Rdnr. 25 des BMF-Schrei-
bens vom 19. Mai 2015 (BStBl I S. 468) 
weiter an“. 

Nach dieser Vereinfachungsregelung 
richtet sich die Abziehbarkeit der Pau-

schalsteuer als Betriebsausgabe da-
nach, ob die Aufwendungen für die Zu-
wendung als Betriebsausgabe abzieh-
bar sind. Das bedeutet Folgendes: Für 
das Überschreiten der 35 EUR-Grenze 
ist weiterhin allein der Geschenkewert 
maßgeblich.

Quelle | BFH-Urteil vom 30.3.2017, Az. IV R 
13/14, BStBl II 2017, S. 892; BMF-Schreiben 
vom 19.5.2015, Az. IV C 6 - S 2297-b/14/10001

Für Arbeitgeber

Geldwerter Vorteil für 
BahnCard: Entscheidend 
ist die Prognoserechnung 

| Beschaffen Arbeitgeber ihren Arbeit-
nehmern eine BahnCard 50 oder 100 
sowohl zur dienstlichen als auch zur 
privaten Nutzung, dann hängt es von 
der Amortisations-Prognose ab, ob 
der Arbeitnehmer für deren private 
Nutzungsmöglichkeit einen geldwer-
ten Vorteil versteuern muss. So lautet 
eine bundesweit abgestimmte Verfü-
gung der Oberfinanzdirektion Frank-
furt am Main. |

Prognose einer  
Vollamortisation

Die Anschaffung der BahnCard erfolgt 
im überwiegend eigenbetrieblichen In-
teresse, wenn der Arbeitgeber per Kal-
kulation prognostiziert, dass ihn die 
BahnCard weniger kostet, als etwaige 
Einzelfahrscheine für die beruflichen 
Fahrten (Auswärtstätigkeiten). Ist dies 
der Fall, muss für die private Nutzungs-
möglichkeit kein geldwerter Vorteil ver-
steuert werden.

PRAXISHINWEIS | Tritt die prognos-
tizierte Vollamortisation aus unvorher-
sehbaren Gründen (z. B. Krankheit des 
Arbeitnehmers) nicht ein, ist keine 
Nachversteuerung vorzunehmen. Denn 
das überwiegend eigenbetriebliche In-
teresse bei Hingabe der BahnCard wird 
hierdurch nicht berührt. 

Prognose einer  
Teilamortisation

Wenn die ersparten Fahrtkosten unter 
dem BahnCard-Preis liegen, stellt die 
Überlassung der BahnCard zunächst in 
voller Höhe steuerpflichtigen Arbeits-
lohn dar.

Beachten Sie | Die während der Gültig-
keitsdauer der BahnCard durch deren 
Nutzung für dienstliche Fahrten er-
sparten Fahrtkosten können dann ge-
gebenenfalls monatsweise oder auch 
am Ende des Gültigkeitszeitraums als 
Korrekturbetrag den steuerpflichtigen 
Arbeitslohn mindern.

Quelle | OFD Frankfurt am Main, Verfügung 
vom 31.7.2017, Az. S 2334 A – 80 – St 222, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 196491

lehen – mit Ausnahme der durch das 
Sanierungsprivileg und das Kleinanle-
gerprivileg begünstigten Darlehen – in 
der Insolvenz nachrangig sind und eine 
Rückzahlung innerhalb eines Jahres 
vor Stellung des Insolvenzantrags an-
gefochten werden kann. Infolgedessen 
wird nicht mehr zwischen kapitalerset-
zenden und übrigen Gesellschafterdar-
lehen unterschieden.  

Seitdem war höchstrichterlich unge-
klärt, welche Auswirkungen dies steuer-
rechtlich auf die Rechtsprechung zu 
nachträglichen Anschaffungskosten hat.

Neue Rechtsprechung 

◼◼ Sachverhalt

In dem – das Jahr 2010 betreffenden – 
Streitfall hatte ein Alleingesellschafter 
einer GmbH Bürgschaften für deren 
Bankverbindlichkeiten übernommen. 
In der Insolvenz der GmbH wurde er 
von der Gläubigerbank in Anspruch 
genommen. Da er mit seinem Re-
gressanspruch gegen die insolvente 
GmbH ausgefallen war, begehrte er die 
steuerliche Berücksichtigung der in 
diesem Zusammenhang geleisteten 
Zahlungen auf der Grundlage der bis-
herigen Rechtsprechung.

Nach der Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs ist die gesetzliche Grundlage 
für die bisherige Annahme von nach-

träglichen Anschaffungskosten mit der 
Aufhebung des Eigenkapitalersatz-
rechts entfallen. Nachträgliche An-
schaffungskosten der Beteiligung sind 
deshalb nur noch nach Maßgabe der 
handelsrechtlichen Begriffsdefinition 
(§ 255 HGB) anzuerkennen.

PRAXISHINWEIS | Der Bundesfinanz-
hof hat eine zeitliche Anwendungsre-
gelung getroffen. Danach gilt Vertrau-
ensschutz in die bisherige Rechtspre-
chung für alle Fälle, 
• in denen der Gesellschafter der Kapi-

talgesellschaft eine eigenkapitaler-
setzende Finanzierungshilfe bis zum 
Tag der Urteils-Veröffentlichung (am 
27.9.2017) geleistet hat oder

• wenn eine Finanzierungshilfe des 
Gesellschafters bis zu diesem Tag 
eigenkapitalersetzend geworden ist. 

Diese Fälle sind, wenn es für die Steu-
erpflichtigen günstiger ist, weiterhin 
nach den bisher geltenden Grundsät-
zen zu beurteilen. Somit konnte auch 
der Gesellschafter im Streitfall seinen 
Forderungsausfall als nachträgliche 
Anschaffungskosten geltend machen.

Beachten Sie | Der Bundesfinanzhof 
hat angekündigt, dass er die neuen 
Grundsätze demnächst in einer Reihe 
weiterer Fälle konkretisieren wird.

Quelle | BFH-Urteil vom 11.7.2017, Az. IX R 
36/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 196756; 
BFH, PM Nr. 60 vom 27.9.2017
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Für Vermieter

Mutwillige Schäden des Mieters nach der Anschaffung 
des Gebäudes: Kosten sind sofort abzugsfähig

| Aufwendungen zur Beseitigung eines Substanzschadens, der nach Anschaffung 
einer vermieteten Immobilie durch das schuldhafte Handeln des Mieters verur-
sacht worden ist, können als Werbungskosten sofort abziehbar sein. In diesen 
Fällen handelt es sich nicht um anschaffungsnahe Herstellungskosten. |

Hintergrund

Anschaffungsnahe Herstellungskosten 
liegen vor, wenn innerhalb von drei Jah-
ren nach Anschaffung des Gebäudes In-
standsetzungs- und Modernisierungs-
maßnahmen durchgeführt werden, de-
ren Nettoaufwendungen 15 % der Ge-
bäude-Anschaffungskosten überstei-
gen. Gesetzlich ausgenommen sind: 
Aufwendungen für Erweiterungen und 
Aufwendungen für Erhaltungsarbeiten, 
die jährlich üblicherweise anfallen.

Beachten Sie | Durch eine Umqualifi-
zierung der Aufwendungen in Herstel-
lungskosten sind die Kosten nicht so-
fort (im Jahr der Zahlung) abzugsfähig. 
Sie wirken sich nur über die Gebäude-
abschreibung (regelmäßig 50 Jahre) 
als Werbungskosten aus. 

◼◼ Sachverhalt

Eine Steuerpflichtige hatte eine ver-
mietete Eigentumswohnung in einem 
mangelfreien Zustand erworben. Sie 
kündigte das Mietverhältnis, weil die 
Mieterin die Leistung fälliger Neben-
kostenzahlungen verweigerte. Im Zuge 
der Rückgabe der Mietsache wurden 
umfangreiche, von der Mieterin jüngst 
verursachte Schäden (z. B. eingeschla-
gene Scheiben an Türen und zerstörte 
Bodenfliesen) festgestellt.

Die Vermieterin machte die Kosten für 
die Schadenbeseitigung in ihrer Steu-
ererklärung als Erhaltungsaufwand 
geltend. Da die 15 %-Grenze über-
schritten war, versagte das Finanzamt 
den Sofortabzug – jedoch zu Unrecht, 
wie das Finanzgericht Düsseldorf und 
der Bundesfinanzhof entschieden.

Grundsätzlich sind sämtliche Kosten 
für bauliche Maßnahmen zusammen-
zurechnen. Darunter fallen z. B. Schön-
heitsreparaturen oder auch Kosten für 
die Herstellung der Betriebsbereit-
schaft. Selbst die Beseitigung verdeck-
ter – im Anschaffungszeitpunkt bereits 
vorhandener – Mängel fällt hierunter. 
Nichts anderes gilt für die Kosten zur 
Beseitigung von bei der Anschaffung 
angelegten, aber erst nach dem Erwerb 
auftretenden altersüblichen Mängeln.

Diese typisierende Betrachtungsweise 
hat der Bundesfinanzhof jetzt zumindest 
insoweit eingeschränkt, als der Schaden 
nach dem Erwerb des Gebäudes einge-
treten und auf das schuldhafte Verhal-
ten Dritter zurückzuführen ist. In diesen 
Fällen können die Aufwendungen als Er-
haltungsaufwand und damit sofort als 
Werbungskosten abgezogen werden.

Quelle | BFH-Urteil vom 9.5.2017, Az. IX R 
6/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 196887

Für Arbeitgeber

Geplante Sachbezugswerte für 2018
| Nach dem vorgelegten Entwurf des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
sollen der monatliche Sachbezugswert für freie Unterkunft in 2018 von 223 EUR 
auf 226 EUR und der monatliche Sachbezugswert für freie Verpflegung auf 246 EUR 
(derzeit 241 EUR) steigen. Mit der noch ausstehenden Zustimmung des Bundesrats 
ist zu rechnen. |

Damit ergeben sich für Mahlzeiten folgende Sachbezugswerte:

◼◼ Sachbezugswerte für Mahlzeiten
Mahlzeit monatlicher Wert kalendertäglicher Wert

Frühstück 52 EUR (2017: 51 EUR) 1,73 EUR (2017: 1,70 EUR)

Mittag- bzw. Abendessen 97 EUR (2017: 95 EUR) 3,23 EUR (2017: 3,17 EUR)

Für alle Steuerpflichtigen

Vorweggenommene 
Erbfolge bei Anteilen  
an einer GmbH:  
Übergeber darf kein 
Geschäftsführer bleiben

| Nach einem Urteil des Bundesfinanz-
hofs sind Versorgungsleistungen im Zu-
sammenhang mit der Übertragung von 
GmbH-Anteilen nur dann als Sonder-
ausgaben abziehbar, wenn der Überge-
ber nach der Übertragung nicht mehr 
Geschäftsführer der Gesellschaft ist. |

Hintergrund: Der Sonderausgabenab-
zug von Versorgungsleistungen bei vor-
weggenommener Erbfolge ist auf be-
stimmte Vermögensübertragungen be-
schränkt. Begünstigt ist u. a. die Über-
tragung eines mindestens 50%igen 
GmbH-Anteils, wenn der Übergeber als 
Geschäftsführer tätig war und der Über-
nehmer diese Tätigkeit nach der Über-
tragung übernimmt.

◼◼ Sachverhalt

Vater (V) hatte seinen 100%igen GmbH-
Anteil mittels vorweggenommener 
Erbfolge auf seinen Sohn (S) übertra-
gen. S wurde deren alleinvertretungs-
berechtigter Geschäftsführer. V blieb 
allerdings weiter Geschäftsführer. Die 
Zahlungen an seine Eltern machte S 
als Versorgungsleistungen bei den 
Sonderausgaben geltend. Das Finanz-
amt und das Finanzgericht Münster 
lehnten dies ab, da V als Vermögens-
übergeber seine Geschäftsführer- 
Tätigkeit nicht vollständig eingestellt 
hatte. Diese Ansicht teilte schließlich 
auch der Bundesfinanzhof.  

Bleibt der Vermögensübergeber Ge-
schäftsführer, überträgt er nur eine Ka-
pitaleinkunftsquelle, deren Überlas-
sung nach dem Willen des Gesetzge-
bers nicht begünstigt werden sollte, so 
der Bundesfinanzhof.

PRAXISHINWEIS | Auch die Finanz-
verwaltung ist der Ansicht, dass der 
Vermögensübergeber seine Geschäfts-
führerfunktion aufgeben muss. Er darf 
jedoch noch selbstständig oder nicht-
selbstständig für die GmbH tätig sein.

Quelle | BFH-Urteil vom 20.3.2017, Az. X R 
35/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 196051; 
BMF-Schreiben vom 11.3.2010, Az. IV C 3 - S 
2221/09/10004
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Für alle Steuerpflichtigen

Haushaltsnahe  
Dienstleistungen: Sind  
die Kosten für einen  
„Hunde-Gassi-Service“ 
steuerbegünstigt?

| Nach einer Entscheidung des Finanz-
gerichts Hessen sind Aufwendungen 
für einen „Hunde-Gassi-Service“ als 
haushaltsnahe Dienstleistungen be-
günstigt. Das bedeutet Folgendes: Auf 
Antrag wird die Einkommensteuer in 
diesen Fällen um 20 % der Aufwendun-
gen des Steuerpflichtigen (höchstens 
4.000 EUR) ermäßigt. |

Bisherige finanzrichterliche  
Rechtsprechung

Nach der bisherigen Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs ist die Versorgung 
und Betreuung eines in den Haushalt 
des Steuerpflichtigen aufgenommenen 
Haustieres eine haushaltsnahe Dienst-
leistung. „Dogsitter-Kosten“ sollen nach 
einer Entscheidung des Finanzgerichts 
Münster jedoch nicht begünstigt sein, 
wenn die Hunde außerhalb der Wohnung 
und des Gartens des Steuerpflichtigen 
betreut werden. 

Raumbezogene Betrachtungsweise 
überzeugt nicht

Die raumbezogene Betrachtungsweise 
des Finanzgerichts Münster überzeugte 
die Finanzrichter aus Hessen nicht. Be-
gründung: Nach der Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs ist der Begriff 
„im Haushalt” räumlich-funktional 
auszulegen, sodass die Grenzen des 
Haushalts nicht ausnahmslos durch die 
Grundstücksgrenzen abgesteckt wer-
den. Somit (so die Schlussfolgerung) 
handelt es sich beim „Gassi gehen” um 
eine Leistung mit einem unmittelbar 
räumlichen Bezug zum Haushalt, die 
dem Haushalt (dem haushaltszugehöri-
gen Tier) dient.

Beachten Sie | Die Verwaltung hat ge-
gen diese Entscheidung Nichtzulas-
sungsbeschwerde eingelegt. Somit ist 
nun der Bundesfinanzhof gefragt.

Quelle | FG Hessen, Urteil vom 1.2.2017, Az. 12 
K 902/16, NZB BFH Az. VI B 25/17, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 195268; FG Münster, Urteil 
vom 25.5.2012, Az. 14 K 2289/11 E; BFH-Urteil 
vom 3.9.2015, Az. VI R 13/15

Für Unternehmer

Europäischer Gerichtshof zur Soll-Besteuerung  
bei der Umsatzsteuer gefragt

| Der Bundesfinanzhof zweifelt an der uneingeschränkten Pflicht zur Vorfinanzie-
rung der Umsatzsteuer durch Unternehmer bei der Soll-Besteuerung. Daher hat er 
ein Vorabentscheidungsersuchen an den Europäischen Gerichtshof gerichtet. |

Hintergrund: Bei der Soll-Besteuerung 
ist die Umsatzsteuer grundsätzlich mit 
der Leistungsausführung abzuführen, 
was die Liquidität belasten kann. Unter 
Voraussetzungen (z. B. Umsatz im vor-
angegangenen Jahr nicht mehr als 
500.000 EUR) kann eine Besteuerung per 
Antrag auch erst im Vereinnahmungs-
zeitpunkt erfolgen (Ist-Besteuerung). 

Beachten Sie | Bei der Soll-Besteue-
rung hat der Bundesfinanzhof in 2013 
eine Steuerberichtigung bei Leistungs-
erbringung zugelassen, soweit ein Un-
ternehmer seinen Entgeltanspruch we-
gen eines vertraglichen Einbehalts zur 
Absicherung von Gewährleistungsan-
sprüchen über einen Zeitraum von zwei 
bis fünf Jahren nicht verwirklichen kann. 
Die Verwaltung wendet dieses Urteil an 
– aber nur mit Einschränkungen. So 
darf z. B. eine Absicherung durch eine 
Bankbürgschaft nicht möglich sein.

◼◼ Sachverhalt

Im Streitfall setzte der Vergütungsan-
spruch einer im bezahlten Fußball täti-
gen Spielervermittlerin voraus, dass 
der Spieler beim neuen Verein einen 
Vertrag unterschrieb und die DFL-
GmbH als Lizenzgeber eine Spieler-
laubnis erteilte. Die Zahlungen waren 
in Raten verteilt auf die Laufzeit des 
Arbeitsvertrags zu leisten, wobei die 
Fälligkeit und das Bestehen der einzel-
nen Ratenansprüche unter der Bedin-
gung des Fortbestehens des Vertrags 
zwischen Verein und Spieler standen. 

Das Finanzamt ging davon aus, dass 
die Vermittlerin ihre in 2012 erbrachten 
Leistungen auch insoweit bereits in 
2012 zu versteuern habe, als sie Ent-
geltbestandteile vertragsgemäß erst in 
2015 beanspruchen konnte.

Der Bundesfinanzhof bezweifelt, ob 
diese Besteuerungspraxis mit den Vor-
gaben des Unionsrechts vereinbar ist. 
Auf seine Vorlage hin soll der Europäi-
sche Gerichtshof vor allem entschei-
den, ob der Steuerpflichtige verpflichtet 
ist, die für die Leistung geschuldete 
Steuer für einen Zeitraum von zwei 
Jahren vorzufinanzieren, wenn er die 
Vergütung für seine Leistung (teilweise) 
erst zwei Jahre nach Entstehung des 
Steuertatbestands erhalten kann.

PRAXISHINWEIS | Die vorgelegten 
Fragen beziehen sich primär auf be-
dingte Vergütungsansprüche, können 
aber auch bei befristeten Zahlungsan-
sprüchen, wie z. B. beim Ratenverkauf 
im Einzelhandel oder bei einzelnen 
Formen des Leasings bedeutsam sein. 
Auch hier besteht bisher die Pflicht, die 
Umsatzsteuer für die Warenlieferung 
bereits mit der Übergabe der Ware voll-
ständig abzuführen. Dies gilt auch dann, 
wenn der Unternehmer einzelne Raten-
zahlungen erst über eine Laufzeit von 
mehreren Jahren vereinnahmen kann.

Quelle | BFH, Beschluss (EuGH-Vorlage) vom 
21.6.2017, Az. V R 51/16, unter www.iww.de, Ab-
ruf-Nr. 196609; BFH, PM Nr. 59 vom 20.9.2017; 
BFH-Urteil vom 24.10.2013, Az. V R 31/12

Für Kapitalanleger

Ab 2018 gelten neue Steuerregeln für Fonds-Altanteile

| Mit Einführung der Abgeltungsteuer wurde ein Bestandsschutz für die Steuer-
freiheit von Veräußerungsgewinnen aus vor 2009 angeschafften Investmentantei-
len eingeräumt. Dieser Bestandsschutz wurde durch das Investmentsteuerreform-
gesetz vom 19.7.2016 (BGBl I 2016, S. 1730) aber zum 31.12.2017 zeitlich gekappt. |

Danach bleiben nur noch die bis zum 
31.12.2017 eingetretenen Wertverände-
rungen steuerfrei. Für ab 2018 erzielte 
Wertveränderungen wird bei einer spä-
teren Veräußerung über die Veranlagung 

ein personenbezogener Freibetrag von 
100.000 EUR gewährt. Da der Freibetrag 
nur für diese Altanteile gilt, sollten Alt-
anteile also nicht vorschnell veräußert 
werden.
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Für Arbeitgeber

Übungsleiterpauschale und Minijob:  
En-bloc-Anrechnung sollte vermieden werden

| Die Übungsleiterpauschale ist ebenso wie die Ehrenamtspauschale ein Jahres-
freibetrag. Werden diese Pauschalen mit einem Minijob kombiniert, kann die An-
rechnung in monatlichen Raten oder en bloc erfolgen. Beim zweiten Verfahren 
bleiben die monatlichen Vergütungen im ersten Teil des Jahres abgabenfrei, bis die 
Freibeträge ausgeschöpft sind. Das bleibt sich hinsichtlich der gezahlten Lohn-
steuer und Sozialversicherungsbeiträge gleich. Für die Anrechnung des Minijobs 
auf die Rente hat es aber Folgen, wie ein Urteil des Landessozialgerichts Nord-
rhein-Westfalen zeigt. |

Hintergrund: Greift für eine Beschäfti-
gung die Übungsleiter- oder Ehren-
amtspauschale, weil die Tätigkeit ne-
benberuflich ist, und ist die Vergütung 
höher als der Freibetrag, kann der Ar-
beitgeber den nicht befreiten Gehalts-
teil als geringfügige Beschäftigung be-
handeln. Voraussetzung: Der nicht be-
freite Anteil des Gehalts ist nicht höher 
als 450 EUR pro Monat. 

Übungsleiter- und Ehrenamtsfreibe-
trag gelten sozialversicherungsrecht-
lich nicht als Arbeitsentgelt. Werden 
die Freibeträge also en bloc genutzt, 
gilt der Beschäftigungszeitraum inso-
weit als beitragsfreie Zeit. Das hat das 
Landessozialgericht Nordrhein-West-
falen bestätigt.

PRAXISHINWEIS | Für die Nettover-
gütung und die Abgaben des Arbeitge-
bers hat das keine Folgen, wohl aber 
für die Rente des Arbeitnehmers. Ein 
Minijob hat – auch wenn der Minijob-
ber keinen eigenen Rentenerhöhungs-
beitrag leistet – Auswirkung auf die 
Rentenhöhe. Das gilt sowohl für die 
anrechenbaren Beitragszeiten als 
auch für den Rentenzuwachs. Bezo-
gen auf die Altersversorgung ist also 
die monatliche Verrechnung der Frei-
beträge vorteilhaft. So entstehen für 
die Rentenversicherung keine bei-
tragsfreien Zeiten.

Quelle | LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 
28.6.2016, Az. L 18 KN 95/15, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 190169

Für Arbeitgeber

Insolvenzgeldumlage 
sinkt in 2018 auf 0,06 % 

| Der Anspruch der Arbeitnehmer auf 
Insolvenzgeld wird durch eine von den 
Arbeitgebern zu zahlende monatliche 
Umlage finanziert. Diese Umlage sinkt 
ab dem 1.1.2018 von bisher 0,09 % auf 
dann 0,06 % (Insolvenzgeldumlagesatz-
verordnung 2018, BGBl I 2017, S. 3458). |

Für Arbeitgeber

Zuschüsse zur privaten 
Zusatzkrankenver-
sicherung als Sachlohn

| Bezuschusst der Arbeitgeber Beiträge 
seines Arbeitnehmers zu einer privaten 
Zusatzkrankenversicherung, kann es 
sich um begünstigten Sachlohn han-
deln. Voraussetzung: Der Arbeitnehmer 
kann die Zahlungen nur beanspruchen, 
wenn er eine Zusatzkrankenversiche-
rung abgeschlossen hat und der Zu-
schuss die von ihm gezahlten Beiträge 
nicht übersteigt. Solche Bezüge bleiben 
außer Ansatz, wenn sie die monatliche 
Grenze von 44 EUR (gilt für alle Sachbe-
züge) nicht überschritten haben. So lau-
tet ein Urteil des Finanzgerichts Meck-
lenburg-Vorpommern. | 

Es kommt grundsätzlich nicht darauf an, 
ob der Arbeitnehmer selbst Vertrags-
partner des Dritten geworden ist oder 
der Arbeitgeber die Sachleistung beim 
Dritten bezieht. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs handelt es 
sich in beiden Fällen um Sachlohn, wenn 
der Arbeitnehmer wegen seines Ar-
beitsvertrags ausschließlich Versiche-
rungsschutz verlangen kann.

Diese Ansicht ist jedoch umstritten. So 
sollen nach der Verwaltungssicht Bei-
träge zur Zukunftssicherung als Bar-
lohn qualifiziert werden können, wenn 
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer – 
wirtschaftlich betrachtet – die Beiträge 
für die Zukunftssicherung zur Verfügung 
stellt. Ob sich die bürgerfreundlichere 
Meinung des Finanzgerichts im Revisi-
onsverfahren durchsetzen wird, bleibt 
vorerst abzuwarten. 

Quelle | FG Mecklenburg-Vorpommern, Ur-
teil vom 16.3.2017, Az. 1 K 215/16; Rev. BFH, Az. 
VI R 16/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 194370; 
BFH-Urteil vom 14.4.2011, Az. VI R 24/10; BMF-
Schreiben vom 10.10.2013, Az. IV C 5 - S 
2334/13/10001

Für Unternehmer

Umsatzsteuer: Neues Verwaltungsschreiben  
zur Behandlung der Bauträger-Altfälle
| Zur Abwicklung der sogenannten Bauträger-Altfälle präsentierte der Bundesfi-
nanzhof in diesem Jahr einen Lösungsvorschlag: Eine Umsatzsteuer-Festsetzung 
kann gegenüber dem leistenden Unternehmer nur dann (zu seinem Nachteil) geän-
dert werden, wenn ihm ein abtretbarer Anspruch auf Zahlung der gesetzlich ent-
standenen Umsatzsteuer gegen den Leistungsempfänger zusteht. Das Bundesfi-
nanzministerium hat sich dieser Rechtsprechung nun im Prinzip angeschlossen. |

Hintergrund: Die durch die Verwaltung 
ab 2010 verfügte Ausdehnung der 
Übertragung der Steuerschuldner-
schaft auf leistungsempfangende Bau-
träger hatte der Bundesfinanzhof ver-
worfen. Da der Gesetzgeber milliar-
denschwere Rückerstattungsanträge 
der Bauträger erwartete, schuf er eine 
Übergangsregelung für Altfälle (Stich-
tag: 15.2.2014), um bei der Rückerstat-
tung der gezahlten Steuern an den 
Bauträger den eigentlichen Steuer-
schuldner (Bauhandwerker) nachträg-
lich belasten zu können. Seitdem wird 
über die Rückwirkung dieser Regelung 
und die Nachbelastung der leistenden 
Unternehmer kontrovers diskutiert.

PRAXISHINWEIS | Das umfangreiche 
Schreiben der Finanzverwaltung zur 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
ist aus Praktikersicht sehr zu begrü-
ßen. Leider blieben erneut Fragen un-
beantwortet. Dies betrifft insbesondere 
die Bauträger mit den Fragen rund um 
ihre (verzinsten) Erstattungsbegehren. 
Demzufolge wird es wohl noch einige 
Zeit dauern, bis alle Punkte im Zu-
sammenhang mit den Bauträger-Alt-
fällen abschließend (gerichtlich) be-
antwortet sind. 

Quelle | BMF-Schreiben vom 26.7.2017, Az. III 
C 3 - S 7279/11/10002-09, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 196101
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Für alle Steuerpflichtigen

Abzug von Unterhalts-
aufwendungen:  
Betreuungsgeld gilt als 
„schädlicher“ Bezug

| Unterhaltszahlungen können sich als 
außergewöhnliche Belastungen steu-
ermindernd auswirken. Dabei wird der 
Höchstbetrag von derzeit 8.820 EUR 
um die eigenen Einkünfte und Bezüge 
des Unterhaltsempfängers vermin-
dert, soweit diese 624 EUR im Kalen-
derjahr übersteigen. Nach einer Ent-
scheidung des Finanzgerichts Münster 
ist das Betreuungsgeld als eigener Be-
zug der unterstützten Mutter zu berück-
sichtigen, nicht aber das Kindergeld. |

◼◼ Sachverhalt

Ein Steuerpflichtiger gewährte der 
Mutter seiner beiden Kinder, mit der er 
in einer eheähnlichen Gemeinschaft 
lebt, Unterhalt. Die in seiner Steuerer-
klärung geltend gemachten Unter-
haltsaufwendungen kürzte das Finanz-
amt um das von der Mutter im Streit-
jahr 2015 bezogene Betreuungsgeld 
(nach § 4a ff. Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz) und das anteilige auf 
die Mutter entfallende Kindergeld. 
Hiergegen wandte sich der Steuer-
pflichtige mit der Begründung, dass 
Kindergeld und Betreuungsgeld nicht 
für den eigenen Lebensunterhalt der 
Mutter bestimmt seien. Seine Klage 
war zumindest teilweise erfolgreich.

Das Kindergeld sah das Finanzgericht 
nicht als eigenen Bezug der Mutter an. 
Nach der Grundkonzeption des Famili-
enleistungsausgleichs dient es der 
steuerlichen Freistellung des Existenz-
minimums des Kindes und der Förde-
rung der Familie. Dementsprechend 
wird das Kindergeld auch im Sozialrecht 
als Einkommen des Kindes angesehen.

Hingegen wird das Betreuungsgeld nur 
für diejenigen Kinder gezahlt, die nicht 
in einer Tageseinrichtung, sondern von 
einem Elternteil betreut werden. Es 
schafft einen Ausgleich zu einer nicht in 
Anspruch genommenen anderweitig 
zur Verfügung gestellten staatlichen 
Sachleistung und ist zur Sicherung des 
Unterhalts der Mutter bestimmt.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 11.7.2017, Az. 
14 K 2825/16 E, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
195887

Für Arbeitnehmer

Abfindung auch bei einvernehmlicher Auflösung  
des Arbeitsvertrags steuerbegünstigt?
| Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Münster kann eine Abfindungszah-
lung auch dann ermäßigt besteuert werden, wenn der Arbeitnehmer zur Beendi-
gung eines auch vom Arbeitgeber verursachten Konflikts auf diesen zugeht und 
den Abschluss eines Auflösungsvertrags mit Abfindungsregelung fordert. |

Hintergrund

Nach Ansicht der Finanzverwaltung und 
des Bundesfinanzhofs setzt die tarifbe-
günstigte Besteuerung der Abfindungs-
zahlung als Entschädigung voraus, dass 

 • die Beendigung oder Änderung des 
Vertrags vom Arbeitgeber ausgeht 
oder 

 • der Arbeitnehmer beim Abschluss 
einer Aufhebungs- oder Ände-
rungsvereinbarung unter einem 
nicht unerheblichen rechtlichen, 
wirtschaftlichen oder tatsächli-
chen Druck gehandelt hat. 

Der Steuerpflichtige darf das schaden-
stiftende Ereignis nicht aus eigenem An-
trieb herbeigeführt haben, so der Bun-
desfinanzhof in einer Entscheidung aus 
dem Jahr 2001. 

Entscheidung

Nach Ansicht des Finanzgerichts Müns-
ter reicht es für die von der Rechtspre-

chung geforderte Konfliktlage bereits 
aus, dass zwischen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer eine gegensätzliche Inter-
essenlage bestand, die die Parteien im 
Konsens lösen. Auf das Gewicht und den 
Zeitpunkt der jeweiligen Verursa-
chungsbeiträge kommt es nicht ent-
scheidend an, solange beide Vertrags-
parteien zu der Entstehung des Kon-
flikts beigetragen hätten.

PRAXISHINWEIS | Das Finanzge-
richt hat die Revision zugelassen, da 
bislang nicht abschließend geklärt ist, 
welche Anforderungen an eine solche 
Konfliktlage zu stellen sind. Da die 
Revision inzwischen anhängig ist, 
sollten vergleichbare Fälle mittels 
Einspruch bis zur höchstrichterlichen 
Klärung offengehalten werden.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 17.3.2017, Az. 
1 K 3037/14 E, Rev. BFH Az. IX R 16/17, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 194504; BMF-Schrei-
ben vom 1.11.2013, Az. IV C 4 - S 2290/13/10002, 
Rz. 1; BFH-Urteil vom 29.2.2012, Az. IX R 28/11; 
BFH-Urteil vom 12.12.2001, Az. XI R 38/00

Für alle Steuerpflichtigen

Ist die Höhe der Nachzahlungszinsen  
noch verfassungsgemäß?
| Seit der anhaltenden Niedrigzinsphase werden die Finanzgerichte immer wie-
der – erfolglos – mit der Frage beschäftigt, ob die Höhe des gesetzlichen Zinssat-
zes (0,5 % pro Monat bzw. 6 % im Jahr) für Steuernachzahlungen und -erstattun-
gen verfassungswidrig ist. Jüngst hat hierzu auch das Finanzgericht Münster 
entschieden, dass der Gesetzgeber den Rahmen für eine verfassungsrechtlich 
zulässige Typisierung nicht überschritten hat. |

Jedenfalls für Zeiträume bis Dezember 
2011 hält der Bundesfinanzhof den ge-
setzlichen Zinssatz für verfassungsge-
mäß. Somit hat er davon abgesehen, die 
Frage dem Bundesverfassungsgericht 
vorzulegen. 

Interessant ist die Entscheidung des Fi-
nanzgerichts Münster dennoch. Denn 
sie betrifft einen recht aktuellen Zeit-
raum (April 2012 bis Dezember 2015). 
Da der Bundesfinanzhof offen gelassen 

hat, ob er die Verzinsungshöhe auch 
nach 2011 – hier haben sich die Markt-
zinsen auf einem relativ niedrigen Ni-
veau stabilisiert – noch für verfassungs-
gemäß hält, hat das Finanzgericht die 
Revision zugelassen, die bereits beim 
Bundesfinanzhof anhängig ist.  

Quelle | FG Münster, Urteil vom 17.8.2017, Az. 
10 K 2472/16, Rev. BFH Az. III R 25/17, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 196092; BFH-Urteil 
vom 14.4.2015, Az. IX R 5/14
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Für alle Steuerpflichtigen

Bundesfinanzhof beendet den Meinungsstreit:  
Scheidungskosten sind steuerlich nicht mehr abziehbar

| Kosten für ein Scheidungsverfahren wirken sich nicht mehr steuermindernd 
aus. Denn nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs sind diese Ausgaben 
nicht als außergewöhnliche Belastung abziehbar. Die Begründung: Scheidungs-
kosten fallen unter das 2013 gesetzlich eingeführte Abzugsverbot für Prozess-
kosten. Damit dürfte der nach der Gesetzesänderung eingesetzte Meinungsstreit, 
ob das Abzugsverbot von Prozesskosten auch Ehescheidungskosten umfasst oder 
ob insoweit eine Ausnahme zu machen ist, abschließend entschieden sein. |

Hintergrund

Seit dem Veranlagungszeitraum 2013 
sind Aufwendungen für die Führung  
eines Rechtsstreits (Prozesskosten) 
vom Abzug als außergewöhnliche Be-
lastung ausgeschlossen. Das Abzugs-
verbot gilt nur dann nicht, wenn der 
Steuerpflichtige ohne die Aufwendungen 
Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage zu 
verlieren und seine lebensnotwendigen 
Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen 
nicht mehr befriedigen zu können.

Auf diese Ausnahmeregelung berief 
sich die Steuerpflichtige im Streitfall 
und machte in ihrer Einkommensteuer-
erklärung Aufwendungen für ein Schei-
dungsverfahren als außergewöhnliche 
Belastung geltend. 

Die Entscheidung

Im Gegensatz zum Finanzgericht Köln 
lehnte der Bundesfinanzhof den steuer-

lichen Abzug ab. Denn ein Steuerpflich-
tiger erbringt die Aufwendungen für ein 
Scheidungsverfahren regelmäßig nicht 
zur Sicherung seiner Existenzgrundlage 
und seiner lebensnotwendigen Bedürf-
nisse. Hiervon kann nur ausgegangen 
werden, wenn die wirtschaftliche Le-
bensgrundlage bedroht ist. Eine derar-
tige existenzielle Betroffenheit liegt bei 
Scheidungskosten nicht vor – auch wenn 
das Festhalten an der Ehe für den Steu-
erpflichtigen eine starke Beeinträchti-
gung seines Lebens darstellt. 

Kurzum: Die bis zur Neuregelung er-
gangene (günstigere) Rechtsprechung 
ist seit dem Veranlagungszeitraum 2013 
nicht mehr anwendbar. Denn der Gesetz-
geber hat die Steuererheblichkeit von 
Prozesskosten auf einen engen Rahmen 
zurückführen und Scheidungskosten 
vom Abzug als außergewöhnliche Belas-
tung bewusst ausschließen wollen.

Quelle | BFH-Urteil vom 18.5.2017, Az. VI R 
9/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 195889

Für GmbH-Geschäftsführer

Sozialversicherungspflicht: Nur schuldrechtliche 
Stimmrechtsvereinbarung bleibt ohne Wirkung

| Fehlt einem Gesellschafter-Geschäftsführer (GGf) einer GmbH, an der er nicht 
mehrheitlich beteiligt ist, nach dem Gesellschaftsvertrag die Rechtsmacht, ihm 
unliebsame Entscheidungen abzuwehren, ist er sozialversicherungspflichtig be-
schäftigt. Dies hat das Landessozialgericht Schleswig-Holstein entschieden. |

Ausschlaggebend war, dass der Gesell-
schaftsvertrag Entscheidungen mit 
einfacher Mehrheit vorsah und der GGf 
nur ein Drittel der Stimmanteile und 
zudem keine Sperrminorität besaß. 
Die Stimmrechtsvereinbarung, wonach 
Entscheidungen nur einstimmig erfol-
gen, erfolgte außerhalb des Gesell-
schaftsvertrags. Ohne Beurkundung 
und Handelsregistereintragung hat 
diese Vereinbarung aber keine sozial-
versicherungsrechtliche Relevanz.

Für Unternehmer

Banken dürfen auch  
bei Unternehmerkrediten 
keine Bearbeitungs-
entgelte verlangen 

| Bereits 2014 hatte der Bundesge-
richtshof entschieden, dass Kreditins-
titute keine Bearbeitungsgebühren für 
die Vergabe von Darlehen erheben 
dürfen. Diese Rechtsprechung betraf 
jedoch „nur“ Verbraucher. Nun hat das 
Gericht nachgelegt und klargestellt, 
dass dieses Verbot auch für Unterneh-
merkredite gilt. |

◼◼ Sachverhalt

Die Verfahren betrafen Unternehmer, 
die mit den jeweiligen Banken Darle-
hensverträge geschlossenen hatten. 
Diese enthielten Formularklauseln, 
wonach der Darlehensnehmer ein 
laufzeitunabhängiges „Bearbeitungs-
entgelt“ bzw. eine „Bearbeitungsge-
bühr“ zu entrichten hat.

Der Bundesgerichtshof hat nun ent-
schieden, dass es sich bei den angegrif-
fenen Klauseln um sogenannte Preisne-
benabreden handelt, die einer Inhalts-
kontrolle nicht standhalten. 

Die Angemessenheit der Klauseln lässt 
sich insbesondere auch nicht mit Be-
sonderheiten des kaufmännischen Ge-
schäftsverkehrs rechtfertigen. Soweit 
hierzu eine geringere Schutzbedürftig-
keit und eine stärkere Verhandlungs-
macht von Unternehmern im Vergleich 
zu Verbrauchern angeführt werden, 
wird übersehen, dass der Schutzzweck 
des § 307 BGB, die Inanspruchnahme 
einseitiger Gestaltungsmacht zu be-
grenzen, auch zugunsten eines Unter-
nehmers gilt.

PRAXISHINWEIS | Bereits gezahlte 
Bearbeitungsentgelte können von der 
jeweiligen Bank zurückgefordert wer-
den, solange die Ansprüche nicht ver-
jährt sind. Bis Ende 2017 gilt dies zu-
mindest noch für Gebühren, die in 
2014 oder später gezahlt wurden. 

Da die neue Rechtsprechung für die 
Banken mitunter teuer werden könnte, 
rechnen Experten mit Widerstand bei 
der Rückzahlung der Beträge.

Quelle | BGH-Urteile vom 4.7.2017, Az. XI ZR 
562/15 und XI ZR 233/16, Mitteilung des BGH 
vom 4.7.2017, Nr. 104/2017

MERKE | Die aktuelle Entscheidung 
zeigt: Allein schuldrechtliche Vereinba-
rungen können die Rechtsmachtver-
hältnisse aus dem Gesellschaftsver-
trag nicht mit sozialversicherungs-
rechtlicher Wirkung verschieben.

Quelle | LSG Schleswig-Holstein, Urteil vom 
29.6.2017, Az. L 5 KR 20/15, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 195923
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Für Unternehmer

Private Pkw-Nutzung: Erschütterung des  
Anscheinsbeweises ist alles andere als einfach 

| Nach der allgemeinen Lebenserfahrung werden betriebliche Fahrzeuge, die zu 
privaten Zwecken zur Verfügung stehen, auch tatsächlich privat genutzt. Dafür 
spricht der Beweis des ersten Anscheins. Ein solcher Anscheinsbeweis kann je-
doch erschüttert werden. Ein im Privatvermögen vorhandener Pkw reicht  dafür 
allerdings nicht, wenn dieser nicht zur uneingeschränkten Nutzung zur Verfü-
gung steht, weil er z. B. auch von der  Lebensgefährtin genutzt wird. Dies hat das 
Finanzgericht Münster entschieden. |

◼◼ Sachverhalt

Im Streitfall konnte der Einzelunter-
nehmer die Richter nicht davon über-
zeugen, dass er den im Betriebsver-
mögen gehaltenen VW Multivan nicht 
privat genutzt habe. Der Pkw sei 
grundsätzlich zur privaten Nutzung ge-
eignet, insbesondere schließe eine fest 
eingebaute Werkzeugkiste im Rück-
raum eine private Nutzung nicht aus. 
Dass dem Steuerpflichtigen daneben 
noch ein BMW gehörte, nutzte ihm 
nichts, da dieser von der Lebensge-
fährtin u. a. für Fahrten zur Arbeit ge-
nutzt wurde und sie sich auch an den 
Kosten des Pkw beteiligte. Dass der 
Steuerpflichtige auch ein Motorrad be-
saß, war für die Richter ebenfalls un-
beachtlich, da der Nutzungswert nicht 
mit dem eines Pkw vergleichbar ist.

Die Anforderungen an einen solchen 
Gegenbeweis dürfen zwar nicht über-
strapaziert werden. Ein Vollbeweis, also 
der Beweis, dass eine private Nutzung 
nicht stattgefunden hat, ist nicht erfor-
derlich. Die bloße Behauptung, dass für 
private Fahrten ein weiterer Pkw zur 
Verfügung stand, reicht jedoch regel-
mäßig nicht. Es muss vielmehr ein 
Sachverhalt dargelegt und im Zweifel 
auch nachgewiesen werden, der es 

ernstlich möglich erscheinen lässt, 
dass sich die Sache anders als nach 
den allgemeinen Erfahrungsgrundsät-
zen abgespielt hat.

PRAXISHINWEIS | Bei einer Pkw-
Privatnutzung durch Arbeitnehmer 
verhält sich die Rechtslage anders. Ob 
der Arbeitnehmer den Anscheinsbe-
weis zu entkräften vermag, ist für die 
Besteuerung des Nutzungsvorteils 
nämlich unerheblich. Allerdings setzt 
die Ein-Prozent-Regelung voraus, dass 
der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer 
tatsächlich einen Dienstwagen zur pri-
vaten Nutzung überlassen hat. Steht 
dies nicht fest, kann auch der Beweis 
des ersten Anscheins diese fehlende 
Feststellung nicht ersetzen. 

Dieser Grundsatz kann aber nicht auf 
die Besteuerung eines Einzelunter-
nehmers übertragen werden, weil sich 
der Einzelunternehmer das Fahrzeug 
nicht selbst zur Privatnutzung über-
lässt. Da es sich um eine einzige Per-
son handelt, fehlt der erforderliche 
Interessengegensatz, wie er zwischen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber be-
steht.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 11.5.2017, Az. 
13 K 1940/15 E,G, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
195788; BFH-Urteil vom 21.3.2013, Az. VI R 31/10

Für Unternehmer

Künstlersozialversicherung: Abgabesatz beträgt  
im nächsten Jahr 4,2 % 

| Der Abgabesatz zur Künstlersozialversicherung sinkt im Jahr 2018 von 4,8 % auf 
4,2 %. Der Künstlersozialabgabesatz geht damit im zweiten Jahr hintereinander zu-
rück und liegt im nächsten Jahr um einen Prozentpunkt niedriger als 2016 (5,2 %). |

Die Senkung ist im Kern zurückzufüh-
ren auf die verstärkte Prüf- und Bera-
tungstätigkeit der Deutschen Renten-
versicherung und der Künstlersozial-
kasse seit Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Stabilisierung des Künstlersozialab-
gabesatzes zu Beginn des Jahres 2015. 
In 2015 und 2016 wurden rund 50.000 

abgabepflichtige Unternehmen neu er-
fasst. Ferner haben sich ca. 17.000 ab-
gabepflichtige Unternehmen bei der 
Künstlersozialkasse gemeldet.

Quelle | Künstlersozialabgabe-Verordnung 2018 
vom 1.8.2017, BGBl I 2017, 3056; BMAS, Mittei-
lung vom 9.6.2017: „Künstlersozialabgabe 
kann merklich auf 4,2 Prozent sinken“

Für alle Steuerpflichtigen

Außergewöhnliche 
Belastungen:  
Kosten können nicht  
auf mehrere Jahre 
verteilt werden
| Erwachsen einem Steuerpflichtigen 
erhebliche – als außergewöhnliche Be-
lastung – abzugsfähige Aufwendungen 
und würden diese zum Großteil steuer-
lich wirkungslos bleiben, weil ihnen 
keine entsprechenden Einkünfte ge-
genüberstehen, können die Aufwen-
dungen nicht auf mehrere Jahre ver-
teilt und „steuerlich gerettet“ werden. 
Dies hat kürzlich der Bundesfinanzhof 
entschieden. |

◼◼ Sachverhalt

Im Streitfall musste eine Familie ihr 
Haus behindertengerecht umbauen. Die 
Kosten von rund 165.000 EUR zahlte sie 
komplett in einem Jahr. Da ihr Gesamt-
betrag der Einkünfte niedriger war, so-
dass sich von den 165.000 EUR nur ein 
Teil steuermindernd ausgewirkt hätte, 
begehrte die Familie eine Verteilung 
der Aufwendungen auf mehrere Jahre 
– allerdings ohne Erfolg.

Bei außergewöhnlichen Belastungen ist 
das Zu- und Abflussprinzip anwendbar. 
Aufwendungen sind danach grundsätz-
lich in dem Veranlagungszeitraum zu 
berücksichtigen, in dem sie geleistet 
wurden. Wirken sich außergewöhnliche 
Belastungen mangels eines hinreichen-
den Gesamtbetrags der Einkünfte nicht 
aus, sieht das Gesetz keine Möglichkeit 
vor, den restlichen Betrag in einen ande-
ren Veranlagungszeitraum zu übertra-
gen oder auf mehrere Veranlagungszeit-
raum zu verteilen.

Nach Meinung des Bundesfinanzhofs 
ist die Steuerunerheblichkeit von den 
Gesamtbetrag der Einkünfte über-
schreitenden außergewöhnlichen Be-
lastungen der einkommensteuerlichen 
Systematik geschuldet. Eine abwei-
chende Steuerfestsetzung aus Billig-
keitsgründen ist atypischen Ausnah-
mefällen vorbehalten. Sie kommt nicht 
bereits dann in Betracht, wenn sich 
Aufwendungen im Veranlagungszeit-
raum der Verausgabung nicht vollstän-
dig steuermindernd ausgewirkt haben. 

Quelle | BFH, Beschluss vom 12.7.2017, Az. VI 
R 36/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 195917
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Für alle Steuerpflichtigen

Betriebliche Altersvorsorge: Diese Neuerungen 
bringt das Betriebsrentenstärkungsgesetz

| Gerade in kleinen Unternehmen ist die Betriebsrente noch nicht ausreichend 
verbreitet. Durch das Betriebsrentenstärkungsgesetz soll das nun anders wer-
den. Nachfolgend erhalten Sie einen Überblick über das Gesetzespaket, das im 
Wesentlichen am 1.1.2018 in Kraft tritt. |

Sozialpartnermodell

Zu den bisherigen Modellen der Be-
triebsrente kommt nun ein weiteres 
hinzu: das Sozialpartnermodell mit der 
Möglichkeit der reinen Beitragszusage. 
Arbeitgeber sind danach nur verpflich-
tet, den vereinbarten Beitrag an die 
Versorgungseinrichtung zu bezahlen. 
Sie werden von der Haftung befreit. 
Mindest- oder Garantieleistungen für 
Arbeitnehmer sind ausgeschlossen.

Das Sozialpartnermodell wird einge-
führt durch Branchen-Tarifverträge. 
Nichttarifgebundene Arbeitgeber und 
Beschäftigte können allerdings verein-
baren, dass die Tarifverträge auch für 
sie gelten sollen.

Im Sozialpartnermodell hat der Arbeit-
geber eine Entgeltumwandlung mit 15 % 
zu bezuschussen, soweit Sozialversiche-
rungsbeiträge eingespart werden. Zu-
sätzlich kann der Tarifvertrag Siche-
rungsbeträge vorsehen, die das Versor-
gungsniveau absichern sollen.

Beachten Sie | Der Arbeitgeberzu-
schuss in Höhe von 15 % gilt im Sozial-
partnermodell ab der Einführung. Au-
ßerhalb des Sozialpartnermodells gilt 
er für alle neuen Umwandlungsverein-
barungen ab dem 1.1.2019; für bereits 
bestehende Umwandlungsvereinbarun-
gen ab dem 1.1.2022.

Weitere Änderungen

Nach § 3 Nr. 63 Einkommensteuergesetz 
können bislang bis zu 4 % der Beitrags-
bemessungsgrenze (BBG) in der allge-
meinen Rentenversicherung steuer- und 
sozialversicherungsfrei in die Betriebs-
rente eingezahlt werden. Für Neuzusa-
gen nach dem 31.12.2004 kann ein zu-
sätzlicher steuerfreier Höchstbetrag von 
1.800 EUR gewährt werden.

Ab 2018 wird der Förderrahmen auf ins-
gesamt 8 % der BBG ausgeweitet. Die 
ersten 4 % der BBG bleiben steuer- und 
sozialversicherungsfrei. Die zweiten 4 % 
der BBG hingegen sind nur steuerfrei.

Beachten Sie | Der steuerfreie Erhö-
hungsbetrag von 1.800 EUR entfällt. 
Dafür bleibt die 20%ige Pauschalbe-
steuerungsmöglichkeit bestehen. Die 
tatsächlich pauschalbesteuerten Be-
träge im Kalenderjahr werden auf den 
neuen steuerfreien Dotierungsrahmen 
von 8 % der BBG angerechnet.

Neu ist der sogenannte Förderbeitrag 
für Geringverdiener (Bruttoeinkommen 
bis zu 2.200 EUR monatlich). Zahlt der 
Arbeitgeber Beiträge von mindestens 
240 EUR bis zu 480 EUR im Kalender-
jahr, erhält er 30 % des Arbeitgeberbei-
trags über eine Verrechnung mit der 
abzuführenden Lohnsteuer zurück.

Wer eine kleine Rente bezieht und dane-
ben Grundsicherung, für den bleiben 
freiwillige Zusatzrenten künftig bis zu 
ca. 200 EUR anrechnungsfrei. Das gilt 
für die Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung sowie bei der ergän-
zenden Hilfe zum Lebensunterhalt in 
der Kriegsopferfürsorge.

Riestern Arbeitnehmer über die be-
triebliche Altersvorsorge, dann erfolgt 
ab 2018 in der Rentenphase keine Ver-
beitragung mehr. Insofern erfolgt also 
eine Gleichstellung mit den privaten 
Riester-Verträgen. Zudem wird die 
jährliche Grundzulage von 154 EUR auf 
175 EUR angehoben.

Verwaltungsschreiben  
in der Pipeline

Zum Betriebsrentenstärkungsgesetz 
soll ein Anwendungsschreiben zeitnah 
veröffentlicht werden. Daher hatten die 
Verbände nur wenig Zeit (bis zum 
13.10.2017), um zu dem Entwurfs-
schreiben des Bundesfinanzministe-
riums Stellung zu nehmen.

Quelle | Gesetz zur Stärkung der betriebli-
chen Altersversorgung und zur Änderung an-
derer Gesetze (Betriebsrentenstärkungsge-
setz) vom 17.8.2017, BGBl I 2017, S. 3214; Die 
Bundesregierung vom 7.7.2017: „Bundesrat 
stimmt Riester und Co. zu: Betriebsrente wird 
attraktiver“

Für Unternehmer

Differenzbesteuerung 
beim „Ausschlachten“ 
von gebrauchten Pkw

| Die Differenzbesteuerung ist auch 
anwendbar, wenn ein Unternehmer Ge-
genstände liefert, die er gewonnen hat, 
indem er zuvor von ihm erworbene Ge-
brauchtfahrzeuge zerlegt hat. Mit die-
ser Entscheidung widerspricht der 
Bundesfinanzhof ausdrücklich der bis-
herigen Ansicht der Verwaltung. |

Hintergrund: Unter gewissen Voraus-
setzungen können Unternehmer die 
Differenzbesteuerung anwenden. Diese 
betrifft typischerweise Waren, die ein 
Wiederverkäufer von Nicht- oder Klein-
unternehmern und damit ohne Umsatz-
steuerausweis erworben hat. Die Um-
satzbesteuerung ist auf die Marge, d. h. 
auf die Differenz zwischen dem Ein- und 
Verkaufspreis, beschränkt.

◼◼ Beispiel

Ein Gebrauchtwagenhändler nimmt 
einen Pkw von einer Privatperson für 
12.000 EUR in Zahlung und verkauft 
ihn für 19.000 EUR weiter. Die Um-
satzsteuer beträgt 1.117,65 EUR und 
wird wie folgt berechnet: 

• 19.000 EUR – 12.000 EUR = 7.000 EUR
• 7.000 EUR/1,19 = 5.882,35 EUR
• 5.882,35 x 0,19 = 1.117,65 EUR

Im Streitfall ging es um die Frage, ob 
der Verkauf von gebrauchten Fahrzeug-
teilen, die ein Unternehmer zuvor aus 
von Privatpersonen erworbenen Alt-
fahrzeugen ausgebaut hatte, der Diffe-
renzbesteuerung unterliegt. Der Unter-
nehmer wandte die Differenzbesteue-
rung an, das Finanzamt lehnte diese ab. 

Der Bundesfinanzhof hatte in diesem 
Verfahren zunächst eine Verfahrensruhe 
beschlossen, da er ein Urteil des Euro-
päischen Gerichtshofs in einem anderen 
Streitfall abwarten wollte. Dieser ent-
schied Anfang 2017, dass ein Verwerter 
von Alt- und Schrottfahrzeugen ausge-
baute Gebrauchtteile aus von privat an-
geschafften Pkw differenzbesteuert 
weiterverkaufen darf. Wegen der gebo-
tenen richtlinienkonformen Auslegung 
hat der Bundesfinanzhof diese Recht-
sprechung nun übernommen.

Quelle | BFH-Urteil vom 23.2.2017, Az. V R 
37/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 194936; 
EuGH-Urteil vom 18.1.2017, Rs. C-471/15
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Für Vermieter

Betrugsschaden kann 
als Werbungskosten 
abziehbar sein

| Wer einem betrügerischen Grund-
stücksmakler Bargeld in der Annahme 
übergibt, der Makler werde damit den 
Kaufpreis für ein bebautes Grundstück 
bezahlen, kann den Verlust als Wer-
bungskosten aus Vermietung und Ver-
pachtung abziehen. Dies setzt jedoch 
voraus, dass er bei Hingabe des Geldes 
zum Erwerb und zur Vermietung des 
Grundstücks entschlossen war, so der 
Bundesfinanzhof in einer aktuellen Ent-
scheidung. |

◼◼ Sachverhalt

Der Steuerpflichtige S wollte ein Villen-
grundstück erwerben und teilweise 
vermieten. Er vertraute dem Makler M 
den Kaufpreis in bar an, nachdem ihm 
dieser versichert hatte, das Geschäft 
bei Barzahlung zum Abschluss zu brin-
gen. Tatsächlich verwendete M das 
Geld jedoch für sich. Den Betrugsscha-
den machte S als vorab entstandene 
Werbungskosten bei den Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung gel-
tend. Dies lehnten das Finanzamt und 
das Finanzgericht Hessen jedoch ab.

Der Bundesfinanzhof hingegen hat dem 
S im Grundsatz recht gegeben. Begrün-
dung: Einzige Voraussetzung für die An-
erkennung vorab entstandener (vergeb-
licher) Aufwendungen ist die Erwerbs- 
und Vermietungsabsicht – und daran 
bestanden hier keine Zweifel, denn S 
hatte das Grundstück später erworben 
und tatsächlich vermietet.

PRAXISHINWEISE | Gleichwohl hat 
der Bundesfinanzhof das Urteil an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. Im 
zweiten Rechtsgang wird das Gericht 
nun beurteilen müssen, in welchem 
Zeitpunkt S davon ausgehen musste 
und durfte, dass er sein Geld von M 
nicht mehr zurückbekommen würde. 
Hierauf kommt es für die Abziehbarkeit 
als Werbungskosten entscheidend an. 

Zudem sind ggf. Feststellungen zur 
Aufteilung des verlorenen Geldes er-
forderlich. Abziehbar sind die Aufwen-
dungen nämlich nur, soweit sie auf 
den vermieteten Anteil des Gebäudes 
entfallen wären.

Quelle | BFH-Urteil vom 9.5.2017, Az. IX R 
24/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 194764

Für alle Steuerpflichtigen

Erbschaft- und Schenkungsteuer: Pflegefreibetrag 
trotz Unterhaltspflicht zu gewähren

| Der Freibetrag für Pflegeleistungen steht einer pflegenden Person im Erbfall und 
bei Schenkungen auch dann zu, wenn sie gesetzlich zum Unterhalt verpflichtet ist. 
Dies hat der Bundesfinanzhof entgegen der Verwaltungsmeinung entschieden. |

◼◼ Sachverhalt

Im Streitfall war die Tochter Miterbin 
ihrer Mutter. Diese war rund zehn 
Jahre vor ihrem Tod pflegebedürftig 
geworden (Pflegestufe III, monatliches 
Pflegegeld von bis zu 700 EUR). Die 
Tochter hatte ihre Mutter auf eigene 
Kosten gepflegt. 

Das Finanzamt gewährte den Pflege-
freibetrag nach § 13 Abs. 1 Nr. 9 des 
Erbschaftsteuer- und Schenkung-
steuergesetzes (ErbStG) in Höhe von 
20.000 EUR nicht. Das Finanzgericht 
Niedersachsen und der Bundesfi-
nanzhof sahen das jedoch anders. 

Hintergrund: § 13 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG 
befreit einen steuerpflichtigen Erwerb 
bis zu 20.000 EUR, der Personen anfällt, 
die den Erblasser oder Schenker unent-
geltlich oder gegen unzureichendes 
Entgelt gepflegt haben. 

Der Begriff „Pflege“ ist grundsätzlich 
weit auszulegen und erfasst die regel-
mäßige und dauerhafte Fürsorge für 
das körperliche, geistige oder seelische 
Wohlbefinden einer hilfsbedürftigen 
Person. Es ist nicht erforderlich, dass 
der Erblasser pflegebedürftig war.

Eine gesetzliche Unterhaltspflicht steht 
der Gewährung des Pflegefreibetrags 
nicht entgegen. Diese weite Auslegung 
entspricht dem Sinn und Zweck der Vor-
schrift, die ein freiwilliges Opfer der 
pflegenden Person honorieren soll. 

Zudem wird der Intention des Gesetz-
gebers Rechnung getragen, die steuer-
liche Berücksichtigung von Pflegeleis-
tungen zu verbessern. Da Pflegeleis-
tungen üblicherweise innerhalb der 
Familie (insbesondere zwischen Kin-
dern und Eltern) erbracht werden, liefe 
die Freibetragsregelung bei Ausschluss 
dieses Personenkreises nahezu leer.

PRAXISHINWEIS | Die Höhe des 
Freibetrags bestimmt sich nach den 
Umständen des Einzelfalls. Vergü-
tungssätze von Berufsträgern können 
als Vergleichsgröße herangezogen 
werden. Bei Erbringung langjähriger, 
intensiver und umfassender Pflegeleis-
tungen kann der Freibetrag auch in vol-
ler Höhe zu gewähren sein, ohne dass 
es eines Einzelnachweises bedarf.

Quelle | BFH-Urteil vom 10.5.2017, Az. II R 
37/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 194937

Für Arbeitgeber

Mahlzeitengestellung: Übergangsregel für  
Großbuchstabe „M“ erneut verlängert

| Wird dem Arbeitnehmer anlässlich oder während einer beruflichen Auswärtstä-
tigkeit oder bei einer doppelten Haushaltsführung eine mit dem amtlichen Sachbe-
zugswert zu bewertende Mahlzeit zur Verfügung gestellt, muss im Lohnkonto der 
Großbuchstabe „M“ aufgezeichnet und in der elektronischen Lohnsteuerbeschei-
nigung ausgewiesen werden. Auf die Aufführung des Großbuchstabens „M“ kann 
bislang (bis zum 31.12.2017) verzichtet werden, wenn das Betriebsstätten-Finanz-
amt eine andere Aufzeichnung als im Lohnkonto zugelassen hat. Diese Übergangs-
regelung wurde nun um ein weiteres Jahr, also bis zum 31.12.2018, verlängert. |

Das Bundesfinanzministerium hat so-
mit der von den Spitzenverbänden der 
gewerblichen Wirtschaft geforderten 
Verlängerung über den Jahreswechsel 
2017/2018 hinaus entsprochen. Gleich-
zeitig weist die Verwaltung aber auch 
darauf hin, dass die Übergangsregelung 

am 31.12.2018 endgültig ausläuft. Ab 
2019 ist der Großbuchstabe „M” von den 
Arbeitgebern dann verpflichtend zu be-
scheinigen.

Quelle | BMF-Schreiben vom 27.9.2017, Az. IV 
C 5 – S 2378/17/10001, unter www.iww.de, Ab-
ruf-Nr. 196944
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Für Unternehmer

Ordnungsgemäße Kassenführung:  
Kassensicherungsverordnung verkündet

| Elektronische Aufzeichnungssysteme müssen ab dem 1.1.2020 grundsätzlich 
über eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung verfügen, die nach  
§ 146a der Abgabenordnung (AO) aus drei Bestandteilen besteht: Einem Sicher-
heitsmodul, einem Speichermedium und einer digitalen Schnittstelle. Präzisiert 
werden die Anforderungen durch eine sogenannte Kassensicherungsverordnung, 
die am 6.10.2017 im Bundesgesetzblatt verkündet worden ist. |

Die Kassensicherungsverordnung legt 
u. a. fest, wie die digitalen Grundauf-
zeichnungen zu speichern sind und 
welche Anforderungen der auszustel-
lende Beleg erfüllen muss. Geregelt ist 
auch, welche elektronischen Aufzeich-
nungssysteme über eine zertifizierte 
technische Sicherheitseinrichtung ver-
fügen müssen. Das sind: elektronische 
oder computergestützte Kassensys-
teme oder Registrierkassen einschließ-
lich Tablet basierter Kassensysteme 
oder Softwarelösungen (z. B. Barver-
kaufsmodule). 

Beachten Sie | Nicht zu den elektroni-
schen Aufzeichnungssystemen im Sinne 
des § 146a Abs. 1 AO gehören u. a.: elek-
tronische Buchhaltungsprogramme, 
Waren- und Dienstleistungsautomaten, 
Geldautomaten, Taxameter, Wegstre-
ckenzähler sowie Geld- und Warenspiel-
geräte.

Quelle | Verordnung zur Bestimmung der 
technischen Anforderungen an elektronische 
Aufzeichnungs- und Sicherungssysteme im 
Geschäftsverkehr (Kassensicherungsverord-
nung - KassenSichV) vom 26.9.2017, BGBl I 
2017, S. 3515

Für Arbeitnehmer

Ende der doppelten 
Haushaltsführung:  
Vorfälligkeitsent-
schädigung zählt nicht 
als Werbungskosten

| Wenn Arbeitnehmer im Zuge einer 
doppelten Haushaltsführung eine Im-
mobilie am Ort ihrer ersten Tätigkeits-
stätte erwerben und fremdfinanzieren, 
sind die dafür zu entrichtenden Schuld-
zinsen als Werbungskosten bei den Ein-
künften aus nichtselbstständiger Arbeit 
dem Grunde nach abziehbar. Wird die 
Immobilie bei Beendigung der doppel-
ten Haushaltsführung verkauft und ist 
eine Vorfälligkeitsentschädigung zu 
zahlen, ist diese nach einem Urteil des 
Finanzgerichts Rheinland-Pfalz indes 
nicht als Werbungskosten absetzbar. |

Auslösendes Moment und somit der 
maßgebliche Bestimmungsgrund für 
die Vorfälligkeitsentschädigung ist die 
Veräußerung der Immobilie und die da-
mit zusammenhängende Auflösung des 
Darlehensvertrags. Daher wird – so das 
Finanzgericht – die ursprüngliche be-
rufliche Veranlassung überlagert von 
dem durch die Veräußerung ausgelös-
ten Veranlagungszusammenhang.

Beachten Sie | Das Finanzgericht hat 
sich bei seiner Urteilsbegründung u. a. 
auf ein Urteil des Bundesfinanzhofs 
bezogen, das in der Literatur mitunter 
kritisch betrachtet wird. Danach kann 
ein Vermieter eine Vorfälligkeitsent-
schädigung nicht als Werbungskosten 
abziehen, wenn er seine Darlehens-
schuld vorzeitig ablöst, um sein bisher 
vermietetes Objekt lastenfrei übereig-
nen zu können.

PRAXISHINWEIS | Gegen die Ent-
scheidung des Finanzgerichts Rhein-
land-Pfalz ist inzwischen die Revision 
anhängig. Vorerst bleibt also abzuwar-
ten, ob der Bundesfinanzhof seine zu 
den Vermietungseinkünften ergangene 
Rechtsprechung überdenkt und ggf. 
modifiziert. Bis zur höchstrichterlichen 
Klärung sollten betroffene Steuerbe-
scheide jedenfalls per Einspruch offen-
gehalten werden.

Quelle | FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 
23.11.2016, Az. 2 K 1701/14, Rev. BFH Az. VI R 
15/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 194236; 
BFH-Urteil vom 11.2.2014, Az. IX R 42/13

Für alle Steuerpflichtigen

Schenkungsteuer: Besteuerung der Abfindung für 
den Verzicht auf einen künftigen Pflichtteilsanspruch

| Verzichtet ein gesetzlicher Erbe gegen eine von seinen Geschwistern zu zahlende 
Abfindung auf seinen Pflichtteilsanspruch, ist danach zu unterscheiden, ob der 
Verzicht bereits zu Lebzeiten oder erst nach dem Tod des Erblassers vereinbart 
wird. Nach der geänderten Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs unterliegt der 
Verzicht zwischen Geschwistern zu Lebzeiten des Erblassers nunmehr der Steuer-
klasse II. Die für den Steuerpflichtigen günstigere Steuerklasse I ist somit nur 
noch bei einem Verzicht nach dem Tod des Erblassers anzuwenden. |

Bislang stellte der Bundesfinanzhof für 
die Besteuerung der Abfindungen nicht 
auf das Verhältnis des Verzichtenden 
zum Zahlenden, sondern auf dasjenige 
zum künftigen Erblasser ab. Das Ziel, 
den gegen Abfindung vereinbarten 
Pflichtteilsverzicht sowohl vor als auch 
nach dem Eintritt des Erbfalls im Ergeb-
nis gleich zu behandeln, kann aber ins-
besondere dann nicht erreicht werden, 
wenn der Verzicht gegenüber mehreren 
Personen erklärt wird und/oder Vor-
schenkungen des (künftigen) Erblas-
sers an den Verzichtenden vorliegen. 

Bei einem vor Eintritt des Erbfalls ver-
einbarten Pflichtteilsverzicht gegen Ab-
findung sind daher die erbschaftsteuer-
rechtlichen Vorschriften anwendbar, die 
im Verhältnis des Zahlungsempfängers 
zu den Zahlenden gelten.

PRAXISHINWEIS | Die geänderte 
Rechtsprechung führt bei Pflichtteils-
verzichten zwischen Geschwistern ge-
gen Abfindung, die noch zu Lebzeiten 
des Erblassers vereinbart werden, im 
Regelfall zu einer höheren Steuerbe-
lastung als bei einer Vereinbarung 
nach dem Erbfall. Die Vereinbarung zu 
Lebzeiten begründet die Anwendung 
der Steuerklasse II (Freibetrag in Höhe 
von 20.000 EUR), die Vereinbarung 
nach dem Erbfall hingegen die Steuer-
klasse I (Freibetrag in Höhe von 
400.000 EUR). Verbleibt nach dem Ab-
zug des Freibetrags ein steuerpflichti-
ger Erwerb von z. B. über 75.000 EUR 
bis zu 300.000 EUR, beträgt der Steu-
ersatz bei der Steuerklasse II 20 %, bei 
der Steuerklasse I nur 11 %.

Quelle | BFH-Urteil vom 10.5.2017, Az. II R 
25/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 195796
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Elektronisch übermittelte  
Eingangsrechnungen: 
Wichtige Informationen 
zum Kontierungsvermerk

| In der Praxis werden vermehrt elek-
tronische Rechnungen verwandt. Aus 
diesem Grund hat das Bayerische Lan-
desamt für Steuern dargestellt, welche 
Anforderungen an den Kontierungs-
vermerk auf elektronisch übermittelte 
Eingangsrechnungen zu stellen sind. |

Nach den GoBD (= Grundsätze zur ord-
nungsmäßigen Führung und Aufbewah-
rung von Büchern, Aufzeichnungen und 
Unterlagen in elektronischer Form so-
wie zum Datenzugriff) muss der Origi-
nalzustand eines elektronischen Doku-
ments jederzeit lesbar gemacht werden 
können und damit prüfbar sein. Werden 
die Dokumente bearbeitet oder verän-
dert (beispielsweise durch das Anbrin-
gen von Buchungsvermerken), ist dies 
zu protokollieren und mit dem Doku-
ment abzuspeichern. 

Beachten Sie | Aus der Verfahrensdo-
kumentation muss ersichtlich sein, wie 
die elektronischen Belege erfasst, 
empfangen, verarbeitet, ausgegeben 
und aufbewahrt werden.

Zur Erfüllung der Belegfunktion sind 
Angaben zur Kontierung, zum Ord-
nungskriterium für die Ablage und zum 
Buchungsdatum zwingend erforderlich. 
Anders als beim Papierbeleg – bei dem 
diese Angaben auf dem Beleg ange-
bracht werden müssen – können sie bei 
einem elektronischen Beleg dagegen 
auch durch die Verbindung mit einem 
Datensatz, mit den genannten Angaben 
zur Kontierung oder durch eine elektro-
nische Verknüpfung (z. B. eindeutiger 
Index, Barcode) erfolgen.

Quelle | Bayerisches Landesamt für Steu-
ern, Verfügung vom 20.1.2017, Az. S 0316.1.1-5/3 
St42; GoBD: BMF-Schreiben vom 14.11.2014, 
Az. IV A 4 - S 0316/13/10003

Für Unternehmer

Umsatzsteuerliche Behandlung der unentgeltlichen 
Wertabgabe von Sachspenden

| Die Oberfinanzdirektion Niedersachsen hat jüngst dazu Stellung bezogen, wie die 
umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage für Sachspenden zu ermitteln ist. |

Sachspenden unterliegen grundsätz-
lich der Umsatzsteuer. Die Umsatzbe-
steuerung dient der Kompensation des 
vorangegangenen Vorsteuerabzugs 
und verhindert einen systemwidrigen 
unversteuerten Letztverbrauch.

Beachten Sie | Die Bemessungsgrund-
lage einer Sachspende bestimmt sich 
nicht nach den ursprünglichen Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten, sondern 
nach dem fiktiven Einkaufspreis im Zeit-
punkt der Spende. Das gilt auch für im 
Unternehmen selbst hergestellte Ge-
genstände.

Spendet ein Unternehmer Waren, die 
nicht mehr verkäuflich sind, wird der 
Wert regelmäßig gegen 0 EUR tendie-
ren. Dies gilt z. B. für Lebensmittel, die 

kurz vor Ablauf des Mindesthaltbar-
keitsdatums stehen und Frischwaren, 
wie Obst und Gemüse mit Mängeln. 

Beachten Sie | Auch bei Artikeln im 
Non-Food-Bereich kann sich eine Ver-
kaufsunfähigkeit ergeben. Dies kann 
beispielsweise der Fall sein, wenn die 
Waren wegen eines Verpackungsfeh-
lers oder einer Falschetikettierung 
vernichtet werden müssten oder bei er-
heblichen Materialfehlern nur schwer 
zu verkaufen sind. Hier ist ein entspre-
chend geringer Marktpreis als Bemes-
sungsgrundlage zugrunde zu legen, 
sodass entweder keine oder nur eine 
geringe Umsatzsteuer entsteht.  

Quelle | OFD Niedersachsen, Verfügung vom 
27.3.2017, Az. S 7109 - 31 - St 171

Für alle Steuerpflichtigen

Mehrere häusliche Arbeitszimmer: Höchstbetrag 
wird dennoch nur einmal gewährt

| Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sind mit maximal 1.250 EUR als 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten abziehbar, wenn dem Steuerpflichtigen 
für die Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Da es sich um einen 
personenbezogenen Höchstbetrag handelt, gilt die betragsmäßige Beschränkung 
auch dann, wenn der Steuerpflichtige im Veranlagungszeitraum nacheinander oder 
zeitgleich (in mehreren Wohnungen) zwei Arbeitszimmer genutzt hat. Dies hat ak-
tuell der Bundesfinanzhof entschieden.  |

Nutzung mehrerer Arbeitszimmer

Der Betriebsausgaben- oder Werbungs-
kostenabzug ist zwar nicht auf den Ab-
zug der Aufwendungen für ein häusli-
ches Arbeitszimmer beschränkt, wohl 
aber – unabhängig von der Anzahl der 
genutzten häuslichen Arbeitszimmer – 
auf den personenbezogenen Höchstbe-
trag von 1.250 EUR begrenzt. 

Gemeinsame Nutzung 

Während die personenbezogene Be-
trachtung den Abzug bei einem Steuer-
pflichtigen auf maximal 1.250 EUR be-
grenzt, können Steuerpflichtige, die ein 
Arbeitszimmer gemeinsam nutzen und 
die beide die Abzugsvoraussetzungen 

erfüllen, den Höchstbetrag im Ergebnis 
doppelt in Anspruch nehmen. Denn in 
2016 hat der Bundesfinanzhof entschie-
den, dass der Höchstbetrag jedem Steu-
erpflichtigen zu gewähren ist, dem für 
seine Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht, wenn er in dem Ar-
beitszimmer über einen Arbeitsplatz 
verfügt und die Kosten getragen hat.

Beachten Sie | In einem aktuellen 
Schreiben hat das Bundesfinanzminis-
terium klargestellt, dass es die neue 
Rechtsprechung anwendet.

Quelle | BFH-Urteil vom 9.5.2017, Az. VIII R 
15/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 195255; 
BFH-Urteile vom 15.12.2016, Az. VI R 53/12 und 
Az. VI R 86/13; BMF-Schreiben vom 6.10.2017, 
Az. IV C 6 - S 2145/07/10002 :019


